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I. Hintergrund 

1. Abschöpfung ohne Tatnachweis 

Seit 2017 ermöglicht das deutsche Recht die Einziehung 
auch ohne konkreten Tatnachweis, wenn das Gericht davon 
überzeugt ist, dass der sichergestellte Vermögensgegenstand 
„aus einer rechtswidrigen Tat herrührt" (§ 76a Abs. 4 S. 1 
StGB). Dabei spielen zwei Kategorien von Straftaten eine 
Rolle: Anlass der Sicherstellung muss der Verdacht einer 
Katalogtat sein, wie Drogen- und Menschenhandel oder 
Geldwäsche (§ 76a Abs. 4 S. 3 StGB). Hingegen muss der 
einzuziehende Vermögensgegenstand nicht aus einer Kata-
logtat stammen: Es genügt vielmehr das Herrühren aus ir-
gendeiner (nicht konkret nachweisbaren) Erwerbsstraftat, zB 
Betrug.2

§ 437 S. 1 StPO konkretisiert, wie Gerichte ihre Überzeu-
gung bilden können: „Bei der Entscheidung über die selb-
ständige Einziehung nach § 76a Absatz 4 des Strafgesetz-
buches kann das Gericht seine Überzeugung davon, dass der 
Gegenstand aus einer rechtswidrigen Tat herrührt, insbeson-
dere auf ein grobes Missverhältnis zwischen dem Wert des 
Gegenstandes und den rechtmäßigen Einkünften des Betrof-
fenen stützen."3 Darüber hinaus kann das Gericht weitere 
Indizien in seine freie Beweiswürdigung4 miteinbeziehen, da-
runter auch „die Umstände, unter denen der Gegenstand 
aufgefunden und sichergestellt worden ist" und „die sons-
tigen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Be-
troffenen" (§ 437 S. 2 StPO). Gleichwohl kommt dem Miss-
verhältnis durch seine besondere Erwähnung in Satz 1 ein 
„herausgehobener Stellenwert" zu.5

2. Überzeugung versus Berechnung 

§ 437 StPO kommt in Fällen wie dem Folgenden zur Anwen-
dung: Im Kofferraum eines Autos finden sich Utensilien zum 
Drogenhandel, wie eine Feinwaage (Indiz 1); der Fahrer 
führt einen hohen Bargeldbetrag mit sich, hat aber kaum 
Einkommen (Indiz 2); der Fahrer zahlt fast täglich an einem 
Automaten Bargeld ein und aus, was im Drogenhandel typi-
scherweise dazu dient, Bargeld auf Echtheit zu überprüfen 
(Indiz 3).6

Das Gericht muss auf zwei Ebenen seine Überzeugung bil-
den: Erstens die Tatsachenebene (Welche Fakten liegen 
vor?); zweitens die Schlussfolgerung (Lässt sich hieraus auf 
(irgend)eine Erwerbstat schließen?). 

Bei der Tatsachenebene geht es zB darum: Wie viel legales 
Einkommen hat der Betroffene? Ist die Behauptung glaub-
haft, er habe das Bargeld von einem Familienmitglied als 
Geschenk erhalten? Ist das Gericht von den einzelnen Tatsa-
chen überzeugt, geht es im zweiten Schritt um die Schluss-
folgerung hieraus: Sprechen alle drei Indizien zusammen-
genommen dafür, dass das Bargeld aus einer Straftat 
stammt? 

Ob ein Missverhältnis zwischen dem hohen Bargeldbetrag 
und den rechtmäßigen Einkünften des Betroffenen besteht, 
ist hingegen keine Frage der Überzeugung, sondern schlicht 
eine Frage der Berechnung: Lässt sich das Vermögen des 
Betroffenen finanzmathematisch mit dem legalen Einkom-
men erklären? Für diese Berechnung bedarf es einer Formel. 
In der umfangreichen Literatur zur Einziehung fehlt eine 
solche Formel bislang.' 

3. Zwei Aspekte: „Missverhältnis" und „grob" 

§ 437 S. 1 StPO spricht von dem Missverhältnis zwischen 
dem (Vermögens-)„Gegenstand" und den „rechtmäßigen 

Einkünften". Die Berechnung soll also nachweisen, dass der 
Betroffene mehr Vermögen besitzt, als er durch legales Ein-
kommen finanzieren kann. 

In den juristischen Datenbanken finden sich sechs Entschei-
dungen zu § 437 StPO,8 die ein Missverhältnis — jedenfalls in 
Ansätzen — ausdrücklich berechnen. Keine der Entscheidun-
gen legt explizit dar, nach welcher Methode das Gericht das 
Missverhältnis berechnet. Der folgende Abschnitt II zeigt 
daher eine Formel, die alle liquiden Mittel des Betroffenen 
vergleicht (Geldflussmethode). 

Die Frage, ob ein Missverhältnis „grob" ist, stellt sich erst in 
einem zweiten Schritt. Die Antwort hierauf ist eine Wertent-
scheidung: Was soll als „grob" gelten? Siehe hierzu Ab-
schnitt III. Schließlich können nicht „grobe", einfache Miss-
verhältnisse gleichwohl für eine Einziehung relevant sein 
(Abschnitt IV). 

II. Nach welcher Methode berechnet sich das Missver-
hältnis? 

1. Vergleich der Bank- und Bargeldflüsse 

Üblicherweise zieht eine Vermögensbetrachtung alle liquiden 
Mittel des Betroffenen in Betracht: Bar- und Bankguthaben. 
Hierfür gilt folgende Grundformel. 

a) Formel 

Definierte Zeitperiode 

Zuflüsse Abflüsse 

Ersparnisse am Anfang der 
Periode 

Ausgaben (zB Kauf einer 
Luxusuhr) 

Einkommen sonstige Geldabflüsse (zB 
Unterhalt) 

erhaltene Darlehen Mindestkonsum (Nahrung, 
Wohnen, etc.) 

sonstige Geldzuflüsse 
(zB Geschenke) 

Ersparnisse am Ende der 
Periode 

Abflüsse > Zuflüsse = Missverhältnis 

aa) Geldflüsse 
Bei dieser Formel geht es um einen Vergleich: Reichen die 
(legalen) eingehenden Geldflüsse, um alle ausgehenden Geld-
flüsse zu decken?9

Hingegen geht es nicht um den Marktwert von Vermögens-
gegenständen. ZB ist es irrelevant, ob ein Luxusauto bei der 
Festnahme des Betroffenen schwer beschädigt wurde und 
daher kaum noch einen Wert hat. Ebenso ist es irrelevant, 
wenn ein Bitcoin aktuell über 100.000 EUR wert ist, aber 
feststeht, dass der Betroffene den Bitcoin zu einem Zeitpunkt 

2 BT-Drs. 18/9525, 73; siehe näher unten II 1 d. 
3 § 437 S. 1 StPO gilt auch für die erweiterte Einziehung gemäß § 73a 

Abs. 1 StGB, Münchener Kommentar zur Strafprozessordnung/Lang-
litz/Scheinfeld, 2. Aufl. 2024, StPO § 437 Rn. 2. 

4 Die in § 437 StPO aufgezählten Indizien sind daher nicht abschließend 
(BT-Drs. 18/9525, 92). 

5 BT-Drs. 18/9525, 92. 
6 Vgl. AG Weiden 7.5.2019 — 3 Ls 22 Js 223/17, BeckRS 2019, 35372 

Rn. 85 ff.; LG Aachen 13.7.2021 — 60 Kls 2/21, BeckRS 2021, 24138 
Rn. 34 ff. 

7 Als Ausnahme darf der Beitrag von Podolsky/Brenner/Baier/Veith, Ver-
mögensabschöpfung im Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren, 
6. Aufl. 2019, Kap. 2.9.2. gelten. 

8 Siehe näher unten unter II 33. 
9 Vgl. AG Weiden 7.5.2019 — 3 Ls 22 Js 223/17, BeckRS 2019, 35372 

Rn. 66 ff. 
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erworben hat, als ein Bitcoin für nur 50.000 EUR zu kaufen 
war. In beiden Fällen kommt es darauf an, was der Betroffe-
ne dafür ausgegeben hat10 und ob dies mit seinen Einkünften 
erklärbar ist. In der Regel entspricht aber der Marktwert 
eines Vermögensgegenstandes der tatsächlichen Ausgabe des 
Betroffenen für den Vermögensgegenstand." 

bb) Unentgeltlich erhaltene Gegenstände 
Bei unentgeltlichen Zuwendungen drängt sich die Beweis-
frage auf, ob es sich um Schutzbehauptungen handelt (sie-
he sogleich unter c bb). Steht für das Gericht aber fest, 
dass der Betroffene einen Vermögensgegenstand unentgelt-
lich erhalten hat, fehlt es an einem Geldabfluss. Dies ist zB 
der Fall, wenn der Betroffene eine Luxusuhr oder ein 
Grundstück durch eine Erbschaft erhalten hat. In diesem 
Fall bleibt der Gegenstand bei der Berechnung als Ausgabe 
außer Betracht. Andernfalls müsste der Betroffene nach-
weisen, dass er den unentgeltlich erhaltenen Gegenstand 
auch durch sein legales Einkommen hätte finanzieren kön-
nen — eine sinnwidrige Betrachtung. Ein Geldzufluss 
kommt in Betracht, sobald der Betroffene den Gegenstand 
veräußert. 

Anders stellt sich dies bei unentgeltlichem Erhalt liquider 
Mittel dar, zB durch Bargeschenke oder eine Erbschaft in 
Geld. Liquide Mittel erklären, wie der Betroffene Ver-
mögensgegenstände oder andere Ausgaben finanzieren kann, 
und sind daher relevante Einkünfte.'2

cc) Über den Gegenstand hinausgehende Abflüsse 
Für die Berechnung ist nicht nur der Erwerb des sicher-
gestellten Vermögensgegenstandes von Belang, sondern 
sämtliche Geldabflüsse des Betroffenen. Dies betrifft Aus-
gaben für andere Vermögensgegenstände, Dienstleistungen 
oder Verbindlichkeiten. Steht zB fest, dass der Betroffene fast 
seine gesamten rechtmäßigen Einkünfte für Unterhaltsleis-
tungen aufwenden muss, ist dies als Ausgabe einzustellen 
und mindert so•den Betrag an rechtmäßigen Einkünften, die 
für die Finanzierung des einzuziehenden Vermögensgegen-
standes noch zur Verfügung stehen." 

dd) Mindestkonsum 
Niemand kann allein davon leben, eine Luxusuhr zu er-
werben oder einen hohen Bargeldbetrag anzusparen. Darü-
ber hinaus muss jeder einen Mindestbetrag für den tägli-
chen Lebensunterhalt aufwenden. Darunter fallen insbeson-
dere Nahrung, Wohnen und Transport. Liegen keine kon-
kreten Informationen zu diesen Ausgaben vor, ist auf 
Pauschalbeträge zurückzugreifen. Hierfür gibt es drei An-
satzpunkte: 

1. Die Regelsätze für den Lebensunterhalt und für Wohnen 
nach SGB II, die der Gesetzgeber methodisch aufwändig 
berechnet und regelmäßig anpasst. Der Bundesgerichtshof 
hat in einem Fall zu § 437 StPO angenommen, dass eine 
fünfköpfige Familie einen monatlichen Nettoverdienst 
von 1.000 EUR, aufgestockt um Sozialleistungen, voll-
ständig für den Lebensunterhalt benötigt, einschließlich 
der Wohnungsmiete.14

2. Das vom Statistischen Bundesamt jährlich neu berechnete 
Existenzminimum." 

3. Die Pfändungsgrenzen für Arbeitseinkommen (§ 850c 
ZPO). Hierauf hat die Rechtsprechung bislang nicht ab-
gestellt, obwohl diese auch der „Sicherung" des „notwen-
digen Lebensunterhalts" dienen.'6

Wesentliche Unterschiede dürften sich aus den drei Pauscha-
lierungen nicht ergeben. Bestehen Ansatzpunkte für einen 

höheren Lebensstandard, kann das Gericht einzelne höhere 
Posten auf den Mindestkonsum aufschlagen (zB einen „Ein-
kauf bei Gucci (...) über 375,- Euro"17). 

Nur insoweit ausnahmsweise vernünftige Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass der Betroffene für Wohnen und Le-
bensunterhalt keine Ausgaben hatte, kann der volle Ansatz 
der Regelsätze entfallen. Das mag zB der Fall sein, wenn 
der Betroffene bei seinen Eltern unentgeltlich „zur Voll-
pension" wohnt. Aber auch in diesem Fall ist — soweit 
keine höheren Ausgaben ersichtlich sind — ein Mindestkon-
sum zumindest in Höhe eines „Taschengeldes" zu unter-
stellen. Hier bietet sich der „notwendige persönliche Be-
darf" nach § 3 Abs. 1 S. 2 AsylBewLG an, das sogenannte 
Taschengeld. 

In der Praxis sind die Gerichte jedoch aufgrund der Umstän-
de des Einzelfalls — realistisch — über die Mindestpauschal-
beträge hinausgegangen. ZB hat das AG Weiden für einen 
20-jährigen Mann, der bei seinen Eltern wohnt, angenom-
men, dass er monatlich 690 EUR ausgibt, um seinen Min-
destkonsum zu bestreiten.18

ee) Anspar- und Tatperiode 
Ein- und ausgehende Geldflüsse lassen sich nur innerhalb 
einer definierten Periode vergleichen. ZB lässt sich eine hohe 
Ausgabe im Jahr 2024 nicht damit erklären, dass der Betrof-
fene im Jahr 2025 eine hohe Einnahme hat. Dies können nur 
eingehende Geldflüsse im Jahr 2024 oder in einer früheren 
Periode angesparte Einkünfte. 

Die Tatperiode beginnt frühestens mit dem Zeitpunkt der 
Erwerbstat, aus der das unerklärliche Vermögen herrühren 
so11.19 Andernfalls würden Geldflüsse eingerechnet, die 
nicht aus der Erwerbstat herrühren können. Davon zu 
unterscheiden ist die Ansparperiode. Dies ist der ggf. sehr 
lange Zeitraum, über den der Betroffene möglicherweise 
liquide Mittel legal angespart hat. Das Gericht muss also 
ggf. viele Jahre zurückrechnen, ob die legalen Einkünfte 
ausgereicht haben, um Barvermögen zu akkumulieren. Ist 
das Gericht hiervon überzeugt, stellt es dieses akkumulierte 
Barvermögen am Anfang der Tatperiode als Zufluss ein. 
Die Länge der Ansparperiode richtet sich insbesondere 
nach dem erstmaligen Zeitpunkt möglicher Ersparnisse 
und dem Zeitraum legaler Erwerbstätigkeiten des Betroffe-
nen. Hat der Betroffene zB gegenüber dem Jobcenter Ende 
2019 angegeben, keine Ersparnisse zu haben, beginnt die 
Ansparperiode Anfang 2020. 

ff) Ersparnisse 
Ersparnisse haben eine Sonderstellung: Am Anfang einer 
Periode repräsentieren sie akkumulierte Einkünfte aus ver-

10 Schörner, Die Einziehung von Vermögen unklarer Herkunft, 2023, 
196. 

11 Schörner, Die Einziehung von Vermögen unklarer Herkunft, 2023, 
196. 

12 Vgl. AG Weiden 7.5.2019 — 3 Ls 22 Js 223/17, BeckRS 2019, 35372 
Rn. 82 ff.: angebliche Erbschaft nur Schutzbehauptung. 

13 Vgl. AG Weiden 7.5.2019 — 3 Ls 22 Js 223/17, BeckRS 2019, 35372 
Rn. 44 ff.: 15.000 EUR Ausgabe für einen Porsche Cayenne. 

14 BGH 14.10.2020 - 5 StR 165/20, NStZ 2021, 286: „somit kaum 
Raum für die Bildung von Rücklagen". 

15 AG Tiergarten 20.4.2022 - (246b Ds) 247 Js 51/19 (16/20), S. 11 
(unveröffentlicht). 

16 BeckOK ZPO/Riedel, 58. Ed. 2025, ZPO § 850 Rn. 1. 
17 'AG Tiergarten 20.4.2022 - (2466 Ds) 247 Js 51/19 (16/20), S. 11 

(unveröffentlicht). 
18 Vgl. AG Weiden 7.5.2019 — 3 Ls 22 Js 223/17, BeckRS 2019, 35372 

Rn. 69. 
19 BGH 19.8.2021 - 5 StR 238/21, BeckRS 2021, 24885 = wistra 2022, 

32. 
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